
 

 

BDEW Bundesverband 

der Energie- und 

Wasserwirtschaft e.V. 

Reinhardtstraße 32 

10117 Berlin 

Telefon +49 30 300 199-0 

Telefax +49 30 300 199-3900 

E-Mail info@bdew.de 

www.bdew.de 

  

 Stellungnahme 

zum Empfehlungsverfahren 

2017/37 der Clearingstelle 

EEG  

„Einzelne Auslegungs- und Anwendungsfragen 

der Anlagenregisterverordnung und des EEG 

2014 sowie des EEG 2017 (Teil 2)“ 

Berlin, 11. Oktober 2017 



 

Stellungnahme zum Empfehlungsverfahren  2017/37 der Clearingstelle EEG - „Anwendungsfragen AnlRegV, EEG 2014 sowie EEG 2017 (Teil 2)“    Seite 2 von 12 

 

Verfahrensfragen: 

1. Was ist die „installierte Leistung der Anlage“ im Sinne von  

 § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2014 i.V.m. § 3 Abs. 2 Nr. 5, § 5 Abs. 2, § 6 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 AnlRegV bzw.  

 § 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017? 

Insbesondere: 

(a) Ist hiervon ein Redundanz-BHKW erfasst, das nur im Not-Betrieb läuft? 

(b) Ist hiervon ein Redundanz-BHKW erfasst, das unbeabsichtigt kurzfristig im Parallelbetrieb 

läuft? 

2. Ist der Abbau eines Redundanz-BHKW im Sinne von Ziffer 1a. und Ziffer 1b. ein registrie-

rungspflichtiges Ereignis, so dass sich der gesetzliche Zahlungsanspruch bei einem Melde-

verstoß verringert? 

3. Gelten die bei der Bundesnetzagentur bereits nach § 33i Abs. 1 Nr. 3 EEG 2012 gemelde-

ten Anlagen als registriert im Sinne des 

 § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2014 i.V.m. AnlRegV, 

 § 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017? 

4. Welche EEG-Anlagen fallen in den Anwendungsbereich von § 100 Abs. 1 Satz 5 bis 7 und 

§ 100 Abs. 2 Satz 2 EEG 2017? Ist die Regelung in § 52 Abs. 3 EEG 2017 gemäß § 100 

Abs. 1 Satz 5 (ggf. i.V. m. § 100 Abs. 2 Satz 2) EEG 2017 unter Berücksichtigung des Urteils 

des Bundesgerichtshofs (BGH) vom 5. Juli 2017 – VIII ZR 147/16 zu Solaranlagen mit Inbe-

triebnahme vor dem 1. August 2014 rückwirkend auf Zeiträume (Verstöße) vor dem 1. Januar 

2017 anzuwenden? 

5. Bedarf es zur „Inbetriebsetzung“ im Sinne von § 6 Abs. 3 Nr. 1 AnlRegV und zur „Inbe-

triebnahme“ im Sinne von § 3 Abs. 3 Satz 1 AnlRegV eines Netzanschlusses, einer Strom-

einspeisung oder einer Abnahme der „Inbetriebsetzung“ bzw. „Inbetriebnahme“ durch den 

Netzbetreiber? 

6. Wann beginnt und endet die Frist gemäß § 6 Abs. 3 Nr. 3 AnlRegV? 

7. Unter welchen Voraussetzungen wird im Sinne von § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 AnlRegV „erst-

malig ausschließlich Biomethan zur Stromerzeugung“ eingesetzt, „um eine Zahlung nach 

dem [EEG] in Anspruch zu nehmen“? 
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Stellungnahme: 

Der BDEW begrüßt die Durchführung des Verfahrens 2017/37 der Clearingstelle EEG zu den 

Sanktionen der Nichtmeldung von EEG-Anlagen zum Anlagenregister.  

Da mittlerweile die Anlagenregisterverordnung außer Kraft getreten ist, kann insoweit nur die 

Rechtslage beurteilt werden, die bis zu dem Zeitpunkt galt, als die Verordnung außer Kraft 

getreten war.  

 

A. Verfahrensfrage 1 

Die „installierte Leistung der Anlage“ im Sinne von  

 § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2014 i.V.m. § 3 Abs. 2 Nr. 5, § 5 Abs. 2, § 6 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 AnlRegV bzw.  

 § 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 

beschreibt die installierte Leistung einer EEG-Anlage im Sinne von § 3 Nr. 31 EEG 2017 bzw. 

§ 5 Nr. 22 EEG 2014. Beide Definitionen sind gleichlautend und definieren die „installierte 

Leistung“ einer Anlage als  

„die elektrische Wirkleistung, die die Anlage bei bestimmungsgemäßem Betrieb ohne zeit-

liche Einschränkungen unbeschadet kurzfristiger geringfügiger Abweichungen technisch 

erbringen kann“.  

Die installierte Leistung eines Redundanz-BHKW kann von dieser Definition dann nicht er-

fasst sein, wenn es sich tatsächlich nur um ein Redundanz-BHKW handelt, das nur im Not-

Betrieb läuft. Dann ist es für den bestimmungsgemäßen Betrieb der Anlage, der keinen Not-

Betrieb umfasst, nicht erforderlich. Die Leistung dieses BHKW kann dann auch nicht zur in-

stallierten Leistung der Anlage hinzugerechnet werden.  

Die installierte Leistung eines Redundanz-BHKW, das unbeabsichtigt kurzfristig im Parallel-

betrieb läuft, zählt insoweit auch nicht zur Leistung der Anlage, weil dieser unbeabsichtigte 

und kurzfristige Parallelbetrieb weder dem bestimmungsgemäßen Betrieb der Anlage ent-

spricht, noch dem auf Dauer angelegten. Der bestimmungsgemäße Betrieb ist derjenige, der 

vom Anlagenbetreiber unter Zugrundelegung der Anlagenkonstellation vorgesehen ist. Ihm 

liegen daher sowohl ein objektives Element (Anlagenkonstellation) aus auch ein voluntativ-

subjektives Element (Betriebsplan des Anlagenbetreibers) zugrunde. Ein Indiz für beide Um-

stände ist, wie der Anlagenbetreiber die Anlage beim Netzbetreiber angemeldet hat.  

Etwas anderes gilt dann, wenn das vermeintliche Redundanz-BHKW vom Anlagenbetreiber 

nicht im Reservebetrieb genutzt wird, sondern z.B. zur Abdeckung von Spitzenverbräuchen, 

d.h. in jedem Falle nicht für den Reservefall. Dann ist es ein für den dauerhaften (Spitzen-) 

Betrieb der Anlage vorgesehener und entsprechender Anlagenbestandteil und muss folglich 

auch bei der installierten Leistung der Anlage hinzugerechnet werden.  

Ob etwas anderes auch dann gilt, wenn das Redundanz-BHKW über eine höhere installierte 

Leistung verfügt, als die eigentlich für den Dauerbetrieb genutzte Anlage, ist eine Frage des 
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Einzelfalls. Bei dieser Konstellation würde „dem Netz“ im Redundanz-Fall eine höhere Leis-

tung zur Verfügung stehen, als im Dauerbetrieb der Anlage. Andererseits definieren § 3 

Nr. 31 EEG 2017 bzw. § 5 Nr. 22 EEG 2014 die installierte Leistung einer Anlage „unbescha-

det kurzfristiger geringfügiger Abweichungen“. Dementsprechend ist eine Frage des Einzel-

falls, ob und inwieweit dann das Redundanz-BHKW nicht nur kurzfristig sondern für längere 

Zeiträume, z.B. eine mehrere Wochen dauernde Revision der Hauptanlage, betrieben werden 

würde und in welchem Umfang die Leistung des Redundanz-BHKW die Leistung der Haupt-

anlage übersteigen würde.  

Zu beachten ist in dieser Hinsicht, dass Ziel des Anlagenregisters nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 EEG 

2014/2017 auch ist, die Integration des Stroms aus Erneuerbaren Energien und Grubengas in 

das Elektrizitätsversorgungssystem zu fördern. Verfügt eine Anlage im nicht nur kurzfristigen 

und kurzzeitigen Reservefall über eine höhere Leistung, als im Rahmen des ansonsten voll-

zogenen Dauerbetriebs, ist nicht nur die geringere Standard-Leistung der Anlage sondern 

auch die höhere Reserve-Leistung der Anlage bei der Anmeldung für die Netzkapazität zu 

berücksichtigen. Dementsprechend wäre auch die höhere Reserveleistung der Anlage netz- 

und systemrelevant und folglich bei der Systemintegration nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 EEG 

2014/2017 zu berücksichtigen.  

Ein „Redundanz-BHKW“ liegt in jedem Falle dann nicht vor, wenn die Leistung des BHKW in 

die Ermittlung des Flexibilitätszuschlags für neue Anlagen oder der Flexibilitätsprämie für 

bestehende Anlagen nach §§ 50a bzw. 50b EEG 2017 oder einer Vorgängerregelung einge-

gangen ist. Dann gehört der Betrieb der flexiblen Gesamtanlage nach den Vorstellungen des 

Anlagenbetreibers und nach den gesetzlichen Vorgaben zum bestimmungsgemäßen Betrieb 

der Anlage, unabhängig von der tatsächlichen Fahrweise. Infolgedessen ist eine derartige 

Konstellation durch die Addition der installierten Leistungen beider BHKW geprägt. 

 

B. Verfahrensfrage 2 

Der Abbau eines Redundanz-BHKW im Sinne von Ziffer 1a. und Ziffer 1b. der Verfahrensfra-

ge 1 ist dann kein registrierungspflichtiges Ereignis, wenn es sich tatsächlich um ein solches 

Redundanz-BHKW handelt. Dann würde dem Netz keine Leistung entzogen werden, die im 

Sinne von § 6 EEG 2014/2017 relevant wäre, da es sich nur um Reserve-Leistung handelt. 

Bei einem Abbau eines solchen BHKW würde sich ohne dessen Meldung an das Anlagenre-

gister somit auch der gesetzliche Zahlungsanspruch nicht verringern.  

Etwas anderes gilt nur dann, wenn es gar kein Reserve-BHKW im Sinne der Ausführungen 

zu Verfahrensfrage 1 ist bzw. wenn die Leistung des Reserve-BHKW höher als die der Stan-

dard-Anlage für den Dauerbetrieb ist (s. vorstehend unter A).  

Zu berücksichtigen ist auch, dass nach § 52 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2017 für bestehende Anlagen 

nur die Nichtübermittlung einer Erhöhung der installierten Leistung unter eine Sanktion ge-

stellt ist. Gleiches galt im Rahmen von § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2014. Im Umkehr-

schluss ergibt sich, dass bei Bestandsanlagen, die nicht bereits für sich gesehen nach § 6 

AnlRegV der Registrierungspflicht unterlagen, die Nicht-Abmeldung einer installierten Leis-
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tung auch keiner Sanktionierung nach § 52 EEG 2014 bzw. § 25 EEG 2017 jeweils i.V. mit 

§ 6 EEG 2014/2017 und § 6 AnlRegV zugewiesen ist. 

 

C. Verfahrensfrage 3 

Die bei der Bundesnetzagentur bereits nach § 33i Abs. 1 Nr. 3 EEG 2012 gemeldeten Anla-

gen gelten nicht als registriert im Sinne des 

 § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2014 i.V.m. AnlRegV, 

 § 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017.  

Nach § 33i EEG 2012 waren Betreiber von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biogas 

berechtigt, ergänzend zur Marktprämie von dem Netzbetreiber eine Prämie für die Bereitstel-

lung zusätzlicher installierter Leistung für eine bedarfsorientierte Stromerzeugung (Flexibili-

tätsprämie) zu verlangen,  

„1. wenn der gesamte in der Anlage erzeugte Strom nach § 33b Nummer 1 oder 3 direkt 

vermarktet wird und für diesen Strom unbeschadet des § 33e Satz 1 dem Grunde nach ein 

Vergütungsanspruch nach § 16 besteht, der nicht nach § 17 verringert ist, 

2. wenn die Bemessungsleistung der Anlage im Sinne der Nummer 1 der Anlage 5 zu die-

sem Gesetz mindestens das 0,2fache der installierten Leistung der Anlage beträgt, 

3. sobald sie den Standort und die installierte Leistung sowie die Inanspruchnahme der 

Flexibilitätsprämie gemeldet haben an 

a) die Bundesnetzagentur mittels der von ihr bereitgestellten Formularvorgaben oder 

b) einen Dritten, der zum Betrieb eines allgemeinen Anlagenregisters abweichend von 

Buchstabe a durch eine Rechtsverordnung auf Grund von § 64e Nummer 2 verpflichtet 

worden ist oder der in einer solchen Verordnung als Adressat der Meldungen benannt 

worden ist, nach Maßgabe dieser Rechtsverordnung und 

4. sobald eine Umweltgutachterin oder ein Umweltgutachter mit einer Zulassung für den 

Bereich Elektrizitätserzeugung aus erneuerbaren Energien bescheinigt hat, dass die Anla-

ge für den zum Anspruch auf die Flexibilitätsprämie erforderlichen bedarfsorientierten Be-

trieb technisch geeignet ist.“ 

Die betreffenden Anlagenbetreiber mussten dem Netzbetreiber die erstmalige Inanspruch-

nahme der Flexibilitätsprämie vorab mitteilen. Außerdem war die Flexibilitätsprämie für die 

Dauer von zehn Jahren zu zahlen, wobei der Beginn dieser Frist der erste Tag des zweiten 

auf diese Meldung folgenden Kalendermonats war.1 

Eine Überleitungsregelung für Anlagen, die nach § 33i EEG 2012 bereits bei der BNetzA ge-

meldet worden sind, und die sich ggf. nachträglich im Sinne von § 6 EEG 2014 als melde-

pflichtig erwiesen haben, existiert weder in § 100 EEG 2014 noch in § 100 EEG 2017.  

                                                
1
 § 33i Abs. 3 und 4 EEG 2012.  



 

Stellungnahme zum Empfehlungsverfahren  2017/37 der Clearingstelle EEG - „Anwendungsfragen AnlRegV, EEG 2014 sowie EEG 2017 (Teil 2)“    Seite 6 von 12 

Dementsprechend ist erst einmal aus dem Gesetzeswortlaut heraus zu konstatieren, dass 

Anlagen, deren installierte Leistung und deren Standort nach § 33i EEG 2012 bei der BNetzA 

gemeldet worden waren, nicht automatisch im Sinne von § 6 EEG 2014 und EEG 2017 als 

gemeldet anzusehen gewesen sind. Ergab sich aus § 6 EEG 2014 bzw. § 6 EEG 2017 i.V. 

mit der Anlagenregisterverordnung eine neuerliche Meldepflicht, insbesondere bei weiteren 

meldepflichtigen Tatsachen, können die Anlagen nicht als bereits gemeldet angesehen wer-

den.  

Dies wird nun auch indirekt durch den Bundesgerichtshof mit seinem Urteil vom 5. Juli 20172 

bestätigt. In Rdn. 23, 26, 31 bis 35, insbesondere Rdn. 46 und 47, differenziert der BGH zwi-

schen den Registrierungstatbeständen nach § 17 Abs. 2 EEG 2012 und § 6 EEG 2014. Nach 

Auffassung des Gerichtes (s. insoweit auch Verfahrensfrage 4) ist der Registrierungstatbe-

stand von § 6 EEG 2014 von § 100 Abs. 1 Satz 5 ff. EEG 2017 umfasst, während sich § 100 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 b) EEG 2017 auf den Registrierungstatbestand nach § 17 Abs. 2 EEG 

2012 bezieht. Der Registrierungstatbestand nach § 33i EEG 2012 wird in § 100 EEG 2017 

nicht erfasst.  

Unter Zugrundelegung der Differenzierung zwischen den Registrierungstatbeständen, die der 

BGH in dieser Entscheidung vorsieht, würde § 6 EEG 2014 als separater Registrierungstat-

bestand für eine Anlage stehen, die bereits mit eingeschränkten Informationen nach § 33i 

EEG 2012 bei der BNetzA registriert worden ist.  

Dementsprechend sind diese Anlagen nur nach § 33i EEG 2012 bei der BNetzA registriert, 

aber nicht nach § 6 EEG 2014. Ergibt sich folglich für diese Anlagen aus § 6 EEG 2014 i.V. 

mit §§ 3 bis 6 AnlRegV eine neuerliche Registrierungspflicht, muss dieser nachgekommen 

werden. Gleiches gilt hinsichtlich einer Registrierungspflicht nach § 6 EEG 2017 i.V. mit der 

AnlRegV.  

 

D. Verfahrensfrage 4 

Bei der Beantwortung dieser Verfahrensfrage, welche EEG-Anlagen in den Anwendungsbe-

reich von § 100 Abs. 1 Satz 5 bis 7 und § 100 Abs. 2 Satz 2 EEG 2017 fallen, ist das Urteil 

des BGH vom 5. Juli 2017 (s.o. unter C zur Verfahrensfrage 3, Fußnote 2) zu berücksichti-

gen. Der BGH kam in dem Urteil zu der Ansicht, dass § 52 Abs. 3 EEG 2017 nicht auf Anla-

gen angewandt werden kann, für die bereits eine Registrierungspflicht nach § 17 Abs. 2 EEG 

2012 bestand. Dieser ergebe sich aus § 100 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 b EEG 2017, der insoweit lex 

specialis zu § 100 Abs. 1 Satz 5 ff. EEG 2017 sei.  

Der BDEW teilt zwar diese Auffassung des BGH angesichts von § 100 Abs. 2 Satz 2 EEG 

2017 nicht. Nach Ansicht des BDEW ist hiernach § 100 Abs. 1 Satz 5 ff. auch auf Anlagen 

nach § 100 Abs. 2 Satz 1 EEG anzuwenden, d.h. auf Anlagen mit Inbetriebnahme vor dem 1. 

                                                
2
 Az. VIII ZR 147/16, Link: http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-

bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=2d55fe0c1a64e933bec64b2bb7484403&nr=79083&p
os=0&anz=151.  

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=2d55fe0c1a64e933bec64b2bb7484403&nr=79083&pos=0&anz=151
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=2d55fe0c1a64e933bec64b2bb7484403&nr=79083&pos=0&anz=151
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=2d55fe0c1a64e933bec64b2bb7484403&nr=79083&pos=0&anz=151
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August 2014. Dann gälte nach Ansicht des BDEW § 52 Abs. 3 EEG 2017 auch für Anlagen 

nach dem EEG 2012, und zwar ab dem in § 100 Abs. 1 Satz 5 ff. EEG 2017 angeordneten 

Anwendungszeitraum. Bis auf Weiteres haben sich aber die Rechtsanwender an diese An-

sicht des BGH zu halten.  

Welche Verstöße von Anmeldungen für Anlagen nach dem EEG 2014 von § 100 Abs. 2 

Satz 2 i.V.m. § 100 Abs. 1 Satz 5 ff. EEG 2017 von dem BGH-Urteil umfasst sind, ist nicht 

abschließend beantwortbar, weil der BGH in seinem Urteil auf § 100 Abs. 2 Satz 2 EEG 2017 

nicht eingegangen war. Allerdings lässt – nach Auffassung des BGH – § 100 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 3 b) EEG 2017 nur die Sanktion nach § 25 Abs. 1 Satz 1 EEG 2014 ab dem 1. August 

2014 weiter gelten,  

„solange der Anlagenbetreiber die Anlage nicht nach § 17 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe 

a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung als ge-

förderte Anlage im Sinn des § 20a Absatz 5 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der 

am 31. Juli 2014 geltenden Fassung registriert und den Standort und die installierte Leis-

tung der Anlage nicht an die Bundesnetzagentur mittels der von ihr bereitgestellten Formu-

larvorgaben übermittelt hat“.  

Ergibt sich die Sanktion folglich nicht aus § 25 Abs. 1 Satz 1 EEG 2014 i.V.m. § 17 Abs. 2 

Nr. 1 a) EEG 2012 als Fall der unterlassenen Erstanmeldung, sondern als Fall der nicht regis-

trierten Änderung einer Anlage nach § 6 EEG 2014 i.V.m. § 6 AnlRegV, kann § 52 Abs. 3 

EEG 2017 über § 100 Abs. 1 Satz 5 ff. i.V.m. Abs. 2 Satz 2 EEG 2017 weiterhin auf die Anla-

gen nach dem EEG 2012 angewandt werden.  

Dementsprechend wäre § 52 Abs. 3 EEG 2017 dann nur gemäß § 100 Abs. 1 Satz 5 i.V.m. 

§ 100 Abs. 2 Satz 2 EEG 2017 nicht rückwirkend auf Zeiträume (Verstöße) vor dem 1. Januar 

2017 anzuwenden, wenn es die Erstanmeldung von Solaranlagen mit Inbetriebnahme vor 

dem 1. August 2014 betrifft.  

Darüber hinaus kommt der BGH in Rdn. 45 ff. der Entscheidung zu der Ansicht, dass § 100 

Abs. 1 Satz 5 EEG 2017 nur auf Anlagen mit Inbetriebnahme ab dem 1. August 2014 an-

wendbar ist, nicht auf Anlagen mit vorheriger Inbetriebnahme. Dies betrifft dementsprechend 

auch Anlagen nach dem EEG 2009, die nach dessen § 16 Abs. 2 einer Registrierungspflicht 

unterlagen. Der BGH hat dies zwar in der Entscheidung nicht explizit für diese Anlagen aus-

geführt. Allerdings lässt die Auffassung des BGH, auf welche Anlagen § 52 Abs. 3 i.V.m.  

§ 100 Abs. 1 Satz 5 EEG 2017 anwendbar ist, letztlich auch keine andere Aussage zu.  

Gemäß § 16 Abs. 2 EEG 2009 bestand die Verpflichtung zur Vergütung des Stroms nach 

Einrichtung des Anlagenregisters nach § 64 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 EEG 2009 nur, wenn die An-

lagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber die Eintragung der Anlage in das Anlagenregister 

beantragt hatte. Für Strom aus Anlagen nach den §§ 32 und 33 EEG 2009, d.h. für Strom aus 

Solaranlagen, bestand die Verpflichtung zur Vergütung abweichend von Satz 1 der Regelung 

nur, wenn die Anlagenbetreiberin oder der Anlagenbetreiber den Standort und die Leistung 

der Anlage der Bundesnetzagentur gemeldet hatte. Die Sanktion des Nichtbestehens des 

Vergütungsanspruchs ergab sich folglich bereits aus § 16 Abs. 2 Satz 2 EEG 2009.  
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§ 100 Abs. 2 Satz 1 Nr. 10 EEG 2017 wie § 100 Abs. 1 Nr. 10 EEG 2014 enthalten für diese 

Sanktion keine Anordnung der Weitergeltung jenseits des 31. Julis 2014. Dementsprechend 

ist insoweit § 100 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 b) EEG 2017 anzuwenden, wonach auch für diese An-

lagen des EEG 2009 ab dem 1. August 2014 die Vergütung auf null reduziert wird. Auch für 

diese Anlagen gilt hinsichtlich des Regelungskonfliktes zwischen § 100 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 b) 

und Abs. 1 Satz 5 ff. der Regelung das vorstehende Ergebnis für die Anlagen nach dem EEG 

2009: Handelt es sich um eine Erstanmeldung von Solaranlagen nach §§ 32 und 33 EEG 

2009, ist § 52 Abs. 3 EEG 2017 über § 100 Abs. 2 Satz 2 EEG 2017 nur dann auf diese An-

lagen anwendbar, wenn es sich um Fälle einer nachträglichen Änderung der Anlagen im Sin-

ne von § 6 EEG 2014/2017 i.V.m. § 6 AnlRegV handelt. Ansonsten gilt § 52 Abs. 3 EEG 2017 

über § 100 Abs. 2 Satz 2 EEG 2017 nur für Anlagen nach dem EEG 2009, die noch gar kei-

ner Registrierungspflicht nach dem EEG 2009 unterlagen.  

 

E. Verfahrensfrage 5 

Zur „Inbetriebsetzung“ im Sinne von § 6 Abs. 3 Nr. 1 AnlRegV und zur „Inbetriebnahme“ im 

Sinne von § 3 Abs. 3 Satz 1 AnlRegV bedurfte es keines Netzanschlusses, keiner Stromein-

speisung und auch keiner Abnahme der „Inbetriebsetzung“ bzw. „Inbetriebnahme“ durch den 

Netzbetreiber.  

Die Begriffe „Inbetriebnahme“ und „Inbetriebsetzung“ sind in diesen Regelungen nicht aus-

drücklich definiert worden. Daher gelten insoweit die Begriffsdefinitionen des übergeordneten 

EEG 2014 für diese Begriffe, da die Anlagenregisterverordnung unter dem EEG 2014 erlas-

sen worden ist.  

Gemäß der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs und der Spruchpraxis der Clearingstelle 

EEG ist für Inbetriebnahmen nach dem EEG 2009 bis zum EEG 2017  

- ein Netzanschluss,  

- eine Stromeinspeisung und auch  

- eine Abnahme der „Inbetriebsetzung“ bzw. „Inbetriebnahme“ durch den Netzbetreiber 

nicht erforderlich gewesen. Maßgeblich nach dem EEG 2009 war, dass die Anlage nach den 

Vorstellungen des Anlagenbetreibers vollständig errichtet worden ist, Strom erzeugt und an 

externe Verbrauchseinrichtungen abgegeben hat. Die vollständige Errichtung der Anlage im-

pliziert bereits den Abschluss des Vertriebsprozesses. Für die Rechtslage nach dem EEG 

2009 ist darüber hinaus die Rechtsprechung des BGH zum Anlagenbegriff einer Solaranlage 

zu beachten. Hiernach ist zwar eine Inbetriebnahme ohne Netzanschluss usw. möglich ge-

wesen. Voraussetzung war jedoch die vollständige Errichtung der Anlage i.S. der Recht-

sprechung des BGH.3 

                                                
3
 BGH, Urteil vom 4. November 2015, Az. VIII ZR 244/14; die Rechtsansicht des BGH führte im Rahmen des EEG 

zu einer entsprechenden Anpassung in § 3 Nr. 1 EEG 2017; diese ist auf Bestandsanlagen zwar rückwirkend, 
jedoch erst mit Wirkung ab 1. Januar 2016 anzuwenden.  
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Gleiches gilt nach dem EEG 2012 (alt), weil die Inbetriebnahmedefinition insoweit nicht ver-

ändert worden ist.  

Nach dem EEG 2012 (neu) wurden als zusätzliche Voraussetzungen der Inbetriebnahme und 

dann auch für die „technische Betriebsbereitschaft“ geschaffen, dass „die Anlage fest an dem 

für den dauerhaften Betrieb vorgesehenen Ort und dauerhaft mit dem für die Erzeugung von 

Wechselstrom erforderlichen Zubehör installiert wurde“. Beides ist prinzipiell auch ohne Vor-

lage eines Netzanschlusses, einer Stromeinspeisung und einer Abnahme durch den Netzbe-

treiber technisch möglich. Ob insbesondere die Anlage „dauerhaft mit dem für die Erzeugung 

von Wechselstrom erforderlichen Zubehör installiert wurde“, d.h. mit den erforderlichen 

Wechselrichtern, ist letztlich aber abhängig von der vom Anlagenbetreiber eingesetzten 

Technik und kann daher nicht generell beantwortet werden.  

Diese Rechtslage nach dem EEG 2012 (neu) gilt insoweit weiter für die Anlagen nach dem 

EEG 2014 und EEG 2017, weil sich die Inbetriebnahmedefinitionen in diesen Punkten nicht 

geändert haben.  

 

F. Verfahrensfrage 6 

Betreiber von EEG-Anlagen müssen nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 AnlRegV Anlagen, die vor 

dem 1. August 2014 in Betrieb genommen worden sind, registrieren lassen, wenn sie nach 

dem 31. Juli 2014 erstmalig die Flexibilitätsprämie nach § 50b des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes in Anspruch nehmen wollen. Diese Frist beginnt gemäß § 6 Abs. 3 Nr. 3 AnlRegV  

„in den Fällen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 frühestens drei Monate vor der geplanten 

Inanspruchnahme der Flexibilitätsprämie; dies gilt abweichend von Nummer 1 auch, wenn 

zur Inanspruchnahme der Flexibilitätsprämie die installierte Leistung der Anlage erhöht 

wird“.  

Sowohl nach § 54 i.V.m. Anlage 3 Nr. I.1.c) EEG 2014 als auch nach § 50b i.V.m. Anlage 3 

Nr. I.1.c) EEG 2017 war und ist Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Flexibilitätsprä-

mie nach beiden Gesetzen, dass  

„der Anlagenbetreiber die zur Registrierung der Inanspruchnahme der Flexibilitätsprämie 

erforderlichen Angaben an das Register übermittelt hat“.  

Für den Beginn der Förderfrist der Flexibilitätsprämie legt aber Anlage 3 Nr. I.4 Satz 2 EEG 

2014/2017 Folgendes fest:  

„Die Flexibilitätsprämie ist für die Dauer von zehn Jahren zu zahlen. Beginn der Frist ist 

der erste Tag des zweiten auf die Meldung nach Nummer I.3 folgenden Kalendermonats.“ 

Dementsprechend ergibt sich der Förderanspruch in Abhängigkeit von dem konkreten Melde-

zeitpunkt  

 spätestens knapp drei Kalendermonate nach der Meldung (Meldung am ersten Tag 

des Vor-Vor-Vor-Kalendermonats der Inanspruchnahme),  
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 frühestens aber etwas mehr als zwei Kalendermonate nach der Meldung (Meldung 

am letzten Tag des Vor-Vor-Vor-Kalendermonats der Inanspruchnahme).  

Eine starre Meldefrist wird daher von § 6 Abs. 3 Nr. 3 AnlRegV gar nicht gesetzt. Vielmehr 

führt die Meldung letztlich zum Lauf der Frist nach Anlage 3 Nr. I.4 Satz 2 EEG 2014/2017. 

Die Meldefrist beginnt daher frühestens drei Kalendermonate vor der Inanspruchnahme der 

Flexibilitätsprämie. Das Zeitfenster für die Meldung endet mit Ablauf des letzten Tages des 

Kalendermonates, der zwei Kalendermonate vor Beginn der Inanspruchnahme der Flexibili-

tätsprämie liegt.  

Der Regierungsentwurf der Anlagenregisterverordnung führt zu § 6 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 3 

Nr. 3 AnlRegV Folgendes aus und bestätigt dieses Ergebnis:  

„Nummer 4 betrifft die Flexibilitätsprämie für bestehende Biogasanlagen nach § 54 EEG 

2014. Wer sie in Anspruch nehmen will, muss seine Anlage registrieren lassen, wie bereits 

in I.1.c) der Anlage 3 zum EEG 2014 vorgesehen. Regelmäßig fällt die Inanspruchnahme 

der Flexibilitätsprämie mit einer Erhöhung der installierten Leistung zusammen, so dass 

sich die Registrierungspflicht in diesen Fällen aus Nummer 1 und 4 ergibt.“ 

„Bezüglich der Inanspruchnahme der Flexibilitätsprämie (Nummer 3) gilt keine Höchstfrist, 

da die Registrierung der Anlage nach Nummer I.1. c der Anlage 3 zum EEG Vorausset-

zung ist, damit der Anspruch auf Flexibilitätsprämie überhaupt entsteht. Jedoch soll die 

Registrierung frühestens drei Monate vor der geplanten Inanspruchnahme der Prämie er-

folgen. Dies steht im Zusammenhang mit der Frist nach Nummer I.4 Satz 2 der Anlage 3 

zum EEG 2014. Danach besteht ein Anspruch auf Flexibilitätsprämie erst ab dem ersten 

Tag des zweiten Kalendermonats, der auf Mitteilung gegenüber dem Netzbetreiber folgt, 

dass die Prämie in Anspruch genommen werden soll. Damit der Anlagenbetreiber in die-

sem Zusammenhang bereits die Registrierung der Anlage im Anlagenregister vorlegen 

kann, ermöglicht Nummer 3 die Registrierung bis zu drei Monate vor der geplanten Inan-

spruchnahme der Flexibilitätsprämie. Da Anlagenbetreiber in aller Regel für die Flexibili-

tätsprämie auch die installierte Leistung ihrer Anlage erhöhen, regelt der zweite Halbsatz 

das Verhältnis der insoweit einschlägigen Fristen nach Nummer 1 und 3 dahingehend, 

dass die Erhöhung der installierten Leistung ebenfalls bis zu drei Monate vor der geplan-

ten Inanspruchnahme der Prämie gemeldet werden kann.“ 

Ob die Bundesnetzagentur auch Anmeldungen der Flexibilitätsprämie annimmt, die mehr als 

drei Kalendermonate vor der ersten Inanspruchnahme abgegeben worden sind, ist dann letzt-

lich abhängig von der Behörde selber.  

 

G. Verfahrensfrage 7 

§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 AnlRegV und die dortigen Begriffe  

„erstmalig ausschließlich Biomethan zur Stromerzeugung“ einsetzen, „um eine Zahlung 

nach dem [EEG] in Anspruch zu nehmen“ 
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kann nur Fälle einer Einsatzstoffumstellung ab dem 1. August 2014 erfassen kann, auf die 

§ 100 Abs. 2 Satz 2 ff. EEG 2014 bzw. § 100 Abs. 3 Satz 2 ff. EEG 2017 anzuwenden sind. 

Die Stromerzeugungsanlage muss dann auch die Vorgaben nach § 100 Abs. 2 Satz 2 ff. EEG 

2014 bzw. § 100 Abs. 3 Satz 2 ff. EEG 2017 einhalten. Dies ergibt sich aus folgenden Grün-

den:  

Gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 AnlRegV müssen Anlagenbetreiber Anlagen, die vor dem 

1. August 2014 in Betrieb genommen worden sind, registrieren lassen, wenn sie nach dem 

31. Juli 2014 erstmalig ausschließlich Biomethan zur Stromerzeugung einsetzen, um eine 

Zahlung nach den Bestimmungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der Fassung in 

Anspruch zu nehmen, die für die Anlage nach § 100 Abs. 2 Nr. 4 oder 10 und Abs. 2 Satz 2 

des Erneuerbare-Energien-Gesetzes maßgeblich ist.  

Die Begründung des Regierungsentwurfs der Verordnung beschreibt den Regelungsinhalt 

wie folgt:  

„Nummer 5 sieht eine Meldepflicht im Zusammenhang mit der Übergangsregelung für 

Biomethananlagen nach § 100 Absatz 2 Satz 2 und 3 EEG 2014 vor. Diese können aus-

nahmsweise eine Förderung nach der Fassung des EEG in Anspruch nehmen, die zum 

Zeitpunkt ihrer erstmaligen Stromerzeugung galt, wenn sie gegenüber dem Netzbetreiber 

nachweisen, dass vor ihrem erstmaligen Betrieb ausschließlich mit Biomethan eine andere 

Biomethananlage mit mindestens derselben installierten Leistung im Anlagenregister als 

endgültig stillgelegt registriert worden ist. Um zu erfassen, in welchem Umfang bestehende 

konventionell befeuerte Anlagen von dieser Möglichkeit Gebrauch machen, unter „alten 

Bedingungen“ eine Förderung in Anspruch zu nehmen, wird eine Verpflichtung zur Regist-

rierung der auf die Stromerzeugung aus Biomethan umstellenden Anlagen vorgesehen. 

Die Verpflichtung greift auch, soweit ausnahmsweise nach § 100 Absatz 2 Satz 4 EEG 

2014 ein Stilllegungsnachweis gegenüber dem Netzbetreiber nicht erforderlich ist.“ 

Hieraus sowie aus der Fassung der Verordnung, die bis zum 31. Dezember 2016 galt, ergibt 

sich, dass die Verweise in § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 AnlRegV ungenau sind. Sie sollten auf 

§ 100 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 und 10 sowie Absatz 3 Satz 2 EEG 2017 verweisen.  

§ 100 Abs. 3 Satz 1 EEG 2017 bestimmt, dass Anlagen, die  

1. nach dem am 31. Juli 2014 geltenden Inbetriebnahmebegriff vor dem 1. August 2014 in 

Betrieb genommen worden sind und 

2. vor dem 1. August 2014 zu keinem Zeitpunkt Strom ausschließlich aus Erneuerbaren 

Energien oder Grubengas erzeugt haben, 

nicht als vor dem 1. August 2014 als in Betrieb genommen anzusehen sind. Abweichend 

hiervon legt Satz 2 der Regelung fest, dass für Anlagen nach Satz 1, die ausschließlich Bio-

methan einsetzen, der am 31. Juli 2014 geltende Inbetriebnahmebegriff gilt, wenn das ab 

dem 1. August 2014 zur Stromerzeugung eingesetzte Biomethan ausschließlich aus Gasauf-

bereitungsanlagen stammt, die vor dem 23. Januar 2014 zum ersten Mal Biomethan in das 

Erdgasnetz eingespeist haben. Diese Regelungen entsprechen § 100 Abs. 2 Satz 1 und 2 

EEG 2014.  
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Wird der erstmalige ausschließliche Einsatz von Biomethan zur Stromerzeugung bereits vor 

dem 1. August 2014 vollzogen, erfüllt die Anlage schon die Anforderungen nach § 100 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 2 EEG 2014 bzw. § 100 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017. Für diesen Fall ist daher 

weder § 100 Abs. 2 Satz 2 ff. EEG 2014 bzw. § 100 Abs. 3 Satz 2 ff. EEG 2017 noch § 6 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 AnlRegV anwendbar.  

Hieraus ergibt sich, dass § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 AnlRegV nur Fälle einer Einsatzstoffumstel-

lung ab dem 1. August 2014 erfassen kann, auf die § 100 Abs. 2 Satz 2 ff. EEG 2014 bzw. 

§ 100 Abs. 3 Satz 2 ff. EEG 2017 anzuwenden sind. § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 AnlRegV erfor-

dert somit auch, dass die Stromerzeugungsanlage die Vorgaben nach § 100 Abs. 2 Satz 2 ff. 

EEG 2014 bzw. § 100 Abs. 3 Satz 2 ff. EEG 2017 einhält. Dies kann und muss durch ein ent-

sprechendes Massenbilanzsystem nach § 47 EEG 2014 bzw. § 44b Abs. 5 EEG 2017 nach-

gewiesen werden.  

Erfüllt das in der Anlage eingesetzte Biomethan daher vollständig die Anforderungen nach 

§ 100 Abs. 2 Satz 2 ff. EEG 2014 bzw. § 100 Abs. 3 Satz 2 ff. EEG 2017 und auch hinsicht-

lich der Anforderungen an Massenbilanzsysteme nach § 47 EEG 2014 bzw. § 44b Abs. 5 

EEG 2017, liegt zum einen eine Anlage nach dem EEG 2012 oder älter vor, zum anderen 

auch eine Meldepflicht nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 AnlRegV.  

Ein hinreichendes Indiz für die ausschließliche Nutzung von Biomethan zur Stromerzeugung, 

„um eine Zahlung nach dem [EEG] in Anspruch zu nehmen“, ist letztlich die Nutzung eines 

solchen Massenbilanzsystems und die Verwertung des hiermit bescheinigten Biomethans in 

der Stromerzeugungsanlage zur Stromerzeugung nach dem EEG.  
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